
TTI P - Transatlantisches Freihandelsabkommen
Der Versuch unser Rechtssystem durch gesonderte Schiedsgerichte auszuhebeln

T)eim seheim verhandelten Handelsabkom-
D*"n "TTIP (Transatlantic-Tiade-Investment-
Partnership) zwischen der EU und den USA
werden die Landwirte ganz sicher nicht die
großen Gewinner sein. Das verzwickte Prob-
lem mit TTIP entsteht dadurch, dass hier
etwas konstruiert wird, was in erster Linie
den ganz großen, globalen Giganten dienen
soll. Gleichzeitig verkauft man das dem Nor-
malbürger als Arbeitsplatzsicherung, Export-
aufschwung, Marktchancen, Zukunftsabsiche-
rung.

Problem lnvestorenschutz

Die grundsätzliche Tendenz dieses Handels-
abkommens zeigt sich am deutlichsten im
Versuch, unser demokratisches System und
unser Rechtssystem durch Schiedsgerichte
auszuhebeln. Verlangt wird das von den Kon-
zernen als Investorenschutz.
Welchen Investorenschutz hat ein Milchbauer,
der im Vertrauen auf die Quote seinen Betrieb
ausbaute?
Welchen Investorenschutz hat ein örtlicher
Wirt, der an einer stark befahrenen Straße viel
Geld in seinen Betrieb investiert hatte bevor
ihm die neuerrichtete Schnellstraße seine
Tagesgäste absaugte? Er kann maximal bei ei-
nem ordentlichen Gericht klagen, bei vollem
Prozessrisiko, und wird wahrscheinlich verlie-
ren. Deshalb, weil der Bau der Schnellstraße
von einer demokratisch gewählten Einrich-
tung (Landtag oder Nationalrat) entschieden
und nach rechtsstaatlichem Prinzip umgesetzt
wurde.

Die großen, globalen Player wollen aber gera-
de diese demokratischen Entscheidungen
durch eigene Schiedsgerichte aushebeln. So
wollen sie sich - so wird argumentiert - ge-
gen staatliche Willkür schützen. Aber ist es

staatliche Willkür oder die Entscheidung eines
demokratisch gewählten Parlamentes, wenn
der Deutsche Bundestag den Ausstieg aus der
Alomenergie beschließt und damit der schwe-
dische Stromgigant Vattenfall in Deutschland
Atomkraftwerke stilllegen muss, deren finan-
ziellen Ausfall er jetzt einklagt? Ist es staatli-
che Willkür oder eine demokratische Ent-
scheidung, wenn das kanadische Provinzpar-
lament in Quebec beschließt auf seinem
Gebiet Fracking nicht zu erlauben, worauf ein
US-Olmulti dagegen klagt? (Hydraulic Fractu-
ring ist eine umstrittene Form der Erdgas-
und Erdölgewinnung). Wozu werden Parla-

mente gewählt, wenn Konzerne durch
Schiedsgerichte Gesetze, die ihnen nicht pas-
sen, kippen können?

Überall sonst im Geschäftsleben gilt die
Formel von Risikobereitschaft. Wer mehr Si-
cherheit will, kann das Risiko versichern. Die
Bigplayer wollen eine Sondergerichtsbarkeit,
um Staaten und deren demokratische Ent-
scheidungen einfach und ohne finanzielles
Risiko klagen zu können. Wenn man hier
nachgibt, wird die Souveränität der Parla-
mente und der Gerichtsbarkeit arg beschä-
digt. Wenn sich ein Konzern unrecht behan-
delt fühlt, soll er wie jeder andere auch vor
einem ordentlichen Gericht klagen.

Europa hat die älteste und erfahrenste Ge-
richtsbarkeit der Welt. Es braucht also keine
gesonderten Schiedsgerichte, wie das viel-
leicht in Entwicklungsstaaten argumentiert
werden kann. Für jeden Staatsbürger und für
alle anderen Unternehmen gilt bei Konflikten
- auch mit dem Staat - der vom Cesetzgeber
vorgegebene Weg zum Gericht. Nur für mul-
tinationale Firmen braucht es eigene Schieds-
gerichte außerhalb der normalen Gerichte.
Das ist eine Zweiklassen-Gerichtsbarkeit und
von keiner demokratischen Verfassung so
vorgesehen. Wer dem zustimmt, tritt einen
wesentlichen Teil seiner Souveränität an die
Konzerne ab.

Gteichheit vor dem Gesetz

Für dieses demokratische Prinzip der Cleich-
heit aller Bürger vor dem Gesetz sind in den
vergangenen Jahrhunderten abertausende
Menschen gestorben, haben in Gefängnissen
geschmort, wurden geschlagen und hinge-
richtet. In vielen Unrechtsstaaten * nicht nur
in Nordkorea - wird noch heute dafür gelit-
ten. Dieses Prinzip ist zu wertvoll, um es für
ein paar Dollars mehr den Konzernen zu op-
fern.
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lhre Meinung zum Thema:

Diskussion: Brauchen wir ein
Freihandelsabkommen, das in erster Linie
den Konzernen nützt?
Internet-Diskussion ab 1. luni 2015 unter
ww w.l an dw ir t. c o m f B au er nsp r e ch er
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